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I m N a m e n d e e V o l k e s

Verkündet ' In Sachen
am 23„Juli 1959

Klägers und Revisionsklägers.

gegen

9 o 9 o o o o o o 0 0 ° 9 o c o n o n o u »)

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25„ Juli 1959,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof° Dr° B o g s

als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dro S c h r a f t und

\ Dr° K r e b s '
sowie

die Bundessozialrichter L o h m e y e r und

W u n n e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
' 15° Juni 1955 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revieionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
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Der invalidenversicherungspflichtige Kläger, für den die

Pflichtbeiträge im Lohnabzugsverfahren entrichtet worden

sind‚ hat am 17., 180 und 190 Juni 1948 insgesamt 592 Marken

der Beitragsklasse X erworben und als—freiwillige Beiträge

zum Zwecke der Höherversicherung geklebto Bei der Gewährung

der Invalidenrente hat die Beklagte mit Bescheid vom 4„ Mai

1954 insgesamt 129 dieser Beiträge voll als rentensteigernd

berücksichtigt (für die Zeit v. 1„1.1946 — 20.6„1948), die
übrigen Beiträge aber nur im Verhältnis 10‚: 1 abgewertet°

Die gegen diesen Bescheid erhobene Klage blieb erfolglos

“(Urto des Sozialgerichts —SG„—Dortmund v° 28„9.1954)‚ des—
gleichen die Berufung des Klägers (Urt° des Landessozialge-

richte -LSG.— Nordrhein—Westfalen v.15„6‚1955)„ Zur Begrün-

dung hat das LSG° ausgeführt, nach 5 1270 der Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) a‚F„ dürfe für jede Kalenderwoche

nur ein Beitrag entrichtet werden. Für die Vergangenheit sei

eine Nachentrichtung nur im Rahmen des 5 1442 RVO möglich,

Die weiteren Beiträge seien als künftige für die Zeit nach

der Währungsreform nur im Verhältnis 10 : 1 abgewertet anzu—
rechnen° Das LSG„ hat die Revision zugelassen°

Gegen das am 27° Juli 1955 zugestellte Urteil hat der Kläger

am 27° August 1955 Revision eingelegt und sie am 260 Sep—

tember 1955 begründet° Er trägt vor: Aus dem Merkblatt der

Beklagten ergebe sich, eine freiwillige Höherversicherung

sei beliebig zulässig. Auf diese Höherversicherung seien

deshalb nicht die Grundsätze über die Pflichtversicherung

anzuwenden, vielmehr folge aus dem Prinzip der Freiwillig—

keit, daß beliebig viele Beiträgemarken geklebt werden könn4

ten° Daher sei 5 1442 EVO a„F„ nicht anwendbar. Zum mindesten‘

verstoße es gegen den Gleichheitsgrundsatz, wenn in der bri—

tischen Zone im Gegensatz zu den anderen Zonen eine rück-
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wirkende Beitragsentrichtung nur bis zum 1„ Januar 1946 zu—

lässig sei; auf alle Fälle werde aber der Gleichheitsgrund—

satz dadurch verletzt, daß der Bundesgesetzgeber diesen Zu—

stand nachher nicht geändert habe.) Die für die Zukunft ent—

richteten Beiträge fielen nicht unter © 23 Satz 2 des Um—

stellungsgesetzes, da die 2° Lohnabzugsverordnung vom 24.April

1942 (BGBl° I So 252) nicht für freiwillige Beiträge gelte°

Keiner der freiwilligen Beiträge sei nach dem Währungsstich—

tag fällig geworden° Da die Fälligkeit mit der Beitragsent—

richtung zusammenfalle, seien die am Tage der Entrichtung

maßgebenden Gesetze anzuwenden° '

Der Kläger beantragt

unter Abänderung des Urteils des LSG„ Nordrhein—

Westfalen vom 15° Juni 1955 und unter Abänderung
des Urteils des SGO Dortmund vom 28° September 1954

sowie unter teilweiser Aufhebung des Bescheids der

Beklagten vom 4° Mai 1954 diese zu verurteilen, wei—

tere 263 Eeitragsmarken der Klasse X rentensteigernd
in voller Höhe als freiwillige Höherversicherung an—

zurechnen°

Die Beklagte bittet um

Zurückweisung der Revision„

Sie ist der Ansicht, freiwillige Beiträge könnten zwar in be—

liebiger Höhe, aber nicht in beliebiger Anzahl entrichtet wer—

den° Für jede Woche sei daher nur ein Beitrag zulässige Im

übrigen verweist sie auf die Gründe des angefochtenen Urteils„

II„

Die nach 5 162 Abs° 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist nicht begründet‚ Denn die Auffassung

des LSGO, nur die Beiträge für die Zeit vom 1° Januar 1946

bis 200 Juni 1948 könnten in vollem Umfange rentensteigernd
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/

berücksichtigt werden, die weiteren Beitragszahlungen könn—

ten — als für die Zeit nach der Währungsreform entrichtet —
nur 10 : 1 abgewertet berücksichtigt werden, ist frei von

Rechtsirrtumo

Wie das LSG. im einzelnen zutreffend ausführt, finden die

Gesetze über die Höherversicherung vom 14„ März 1951 (BGBl.

1 S. 188) und über die Erhöhung der Binkommensgrenzen vom
13. August 1952 (BGBl. I S. 437) keine Anwendung, da die in

ihnen enthaltenen Bestimmungen über die Nachentrichtung von
Beiträgen andere Zeiträume als die streitigen betreffen.

Maßgebend ist vielmehr @ 1589 EVO a.F., wonabh die Versiche—

rung in einer höheren Klasse möglich ist. Für diese Höher—

versicherung gibt es im Gegensatz zur Pflichtversicherung,

bei der sich die Zeiträume der Beitragsentrichtung nach der
versicherungspflichtigen Beschäftigung richten, an sich

keine bestimmten Zeiträume, da es der Versicherte jederzeit

in der Hand hat, die Höherversicherung selbst vorzunehmen.

Sie wird daher wirksam in dem Zeitpunkt, in dem er von die—

ser Möglichkeit Gebrauchmacht. Damit ist aber noch nicht
gesagt, eine freiwillige Beitragsentrichtung sei uneinge-

schränkt ohne eine Bindung an bestimmte Kalenderwochen zu—

lässig. Es kann vielmehr auch bei der Höherversicherung für

jede Woche nur ein Beitrag wirksam entrichtet werden. Denn

nach 5 1270 EVO a.F. zählt für jede Kalenderwoche nur ein

Beitrag. Dies gilt auch für die freiwillig geleisteten Bei—

träge, da sie eine Art Ergänzung der Pflichtbeiträge dar—

stellen und damit nicht anders als diese behandelt werden

können. Zwar steht diese Bestimmung unter den Vorschriften'

über die Berechnung der Renten° Das besagt aber nicht, daß

sie für die Beitragsentrichtung ohne Bedeutung sei. Denn

wenn für jede Kalenderwoche nur ein Beitrag für die Berech—

nung zählt, so kann auch für jede Woche nur ein Beitrag

wirksam entrichtet werden. Weiter ist in % 1268 Abs. 3 BVG

a.F. bestimmt, daß sich der jährliche Steigerungsbetrag nach

den Wochenbeiträgen richtet. Auch hieraus ergibt sich, daß
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derartige Beiträge auch nur jeweils wirksam für eine Woche ent-

richtet werden können. Wenn bisher keine ausdrückliche Bestim—

mung dieser Art in der EVO enthalten war und erst durch 5 1408

Abs, 2 Satz 2 BVG n„F„ angeordnet werden ist, für jeden Kalen—

dermonat könne nur ein Beitrag
zur Höherversicherung entrich—

tet werden, so läßt sich daraus nicht der Schluß ziehen, daß

vorher eine weitergehende Beitragsentrichtung möglich war. Viel—

mehr war, wie bereits dargelegt, der seitherige Rechtszustand

der gleiche, ohne daß er eine ausdrückliche Formulierung im Ge—

setz gefunden hätte° Die Beiträge des Klägers können daher in—

soweit nur als rentensteigernd in Betracht kommen, als sie

wirksam entrichtet werden durften° Das war aber für die Vergan—

genheit nur für die Zeit vom 1° Januar 1946 bis 20, Juni 1948

möglich,

Nach 5 1442 Abs, 2 BVG aqF„ sind Pflichtbeiträge und freiwillige

Beiträge unwirksam, wenn sie nach Ablauf von zwei Jahren nach

Schluß des Kalenderjahres, für das sie gelten sollen, entrichtet

werden, Diese Bestimmung gilt auch für die vom Kläger vorgenomme—

ne Versicherung in einer höheren Klasse° @ 1442 RVO ist durch
5 18 des Gesetzes über weitere Maßnahmen in der Reichsversiche—

rung vom 15° Januar 1941 (BGBl° I S. 34) insofern außer Kraft
gesetzt gewesen, als diese Fristen frühestens mit dem auf das

Kriegsende folgenden Kalenderjahr ablaufen sollen° @ 18 des Ge-

setzes vom 15, Januar 1941 hat nun
dadurch seine Bedeutung ver—

loren, daß der Zeitpunkt des Kriegsendes für die frühere bri—

tische Zone iurch 30zialversicherungsanordnung (SVA) 10 Nro 1

vom 140 Juni 1947 auf den 31" Dezember 1946 festgesetzt wurde
(soweit es sich nicht um Kriegsgefangene handelt, was für den

Kläger nicht zutrifft)° Das auf das Kriegsende folgende Jahr

endete also am 31° Dezember 1947, so daß für das Gebiet der

früheren britischen Zone von diesem Zeitpunkt an wieder 5 1442

RVO a,]?° anzuwenden war, Dies hat zur Folge, daß nur die für

die Zeit vom 1° Januar 1946 bis zum 20° Juni 1948 geleisteten

129 Beiträge gemäß 5 1442 RVG als voll wirksam geleistet und

damit voll als rentensteigernd anerkannt werden können (ebenso
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Kommentar zur RVG, herausgegeben vom Verband Deutscher Renten—

versicherungsträger, 5° Aufl„, S, 533),

Der Umstand, daß in der früheren.britischen Zone im Jahre 1948

eine Nachentrichtung von Beiträgen nur bis zum 1.Januar 1946

möglich war, während in der früheren amerikanischen und fran—

zösischen Zone damals rückständige Beiträge noch bis 1932 nach«'

entrichtet werden konnten, verstößt nicht gegen den Gleich—

heitsgrundsatz (Art° 3 Grundgesetz —GG*), wie der Kläger meint°

Denn vor Errichtung der Bundesrepublik hatten die Länder und

Zonen ihre eigene Gesetzgebungsbefugnis. Sie konnten daher

auch Sozialversicherungsgesetze erlassen, die von denen anderer

Länder und Zonen abwichen° Die verschiedenen Landesgesetzgeber

waren untereinander nicht an den Gleichheitsgrundsatz gebun—

den° Auch mit der Errichtung der Bundesrepublik wurde für den
Bundesgesetzgeber keine Pflicht begründet, diese ungleiche

gesetzliche Regelung in den Ländern und Zonen, die über Art()

125 in Verbindung mit Art° 74 Nr. 12 GG Bundesrecht geworden

waren, für die Vergangenheit rückwirkend einander anzuglei—

chen° Vielmehr sind die Schöpfer des GG, wie sich gerade aus

Art„ 125 GG ergibt, davon ausgegangen, daß der bisherige vera

schiedene Rechtszustand in den einzelnen Ländern und Zonen

jedenfalls nicht für die Vergangenheit beseitigt werdeo
Hätte der Bundesgeset2geber eine rückwirkende Angleichung der

Rechtsvorechriften über die Nachentrichtung von Beiträgen in

den verschiedenen Zonen vorgenommen, so könnte dies gerade

zu
einer Ungleichheit führen, wie sie durch Arto 3 GG vermie—

den werden soll° Denn damit würden nur diejenigen begünstigt„

die früher entgegen der für sie geltenden Regelung Beiträge

für eine länger als zwei Jahre zurückliegende Zeit nachent—
richtet hätten° Alle anderen, die sich früher an das für sie

geltende Recht gehalten hatten, blieben dagegen benachteiligt,

selbst wenn ihnen nachträglich noch die Befugnis verliehen

würde, auch jetzt noch Beiträge über die in 5 1442 RVG a.F.

vorgesehenen Zeiträume hinaus nach rückwärts nachzuentrichten,

da diese Nachentrichtung in DM erfolgen müßte, während die

_7„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


anderen die Beiträge noch in RM entrichten konnten°

Die restlichen 263 Beiträge können nur 10 : 1 abgewertet dem
Kläger als rentensteigernd angerechnet werden()

Wie schon ausgeführt, hat es ein Versicherter, der von der

Möglichkeit der Höherversicherung Gebrauch macht, in der Hand,

bei Entrichtung eines derartigen Beitrags selbst zu bestimmen,
für welche Zeit die Marken gelten sollen, Es gilt daher auch
grundsätzlich das Recht des Zeitpunktes, in dem von dieser

Höherversicherung Gebrauch gemacht wird, Es ist ihm deshalb

auch nicht verwehrt, für die Zukunft schon Beiträge zu ent—

richten° Voraussetzung für ihre Wirksamkeit ist jedoch, daß

sich in dem Zeitpunkt, für den sie gelten sollen, die für die

Geltung und-Wertung der Beiträge maßgebcnden Verhältnisse ge—

genüber der Zeit der Entrichtung nicht geändert haben° Es darf

sich also inzwischen weder das Recht geändert haben noch darf

eine Invalidität eingetreten sein noch darf eine Änderung der

Währungsgésetze erfolgt sein° Auch wenn daher zur Zeit der ‘
Entrichtung am 18°, 19° und 200 Juni 1948 die Reichsmark noch

ein vollwertiges Zahlungsmittel war, so ist doch der Schluß

nicht gerechtfertigt, diese Beitragsentrichtung sei auch für

die Zukunft in voller Höhe zu berücksichtigen, Dem stehen die

'Währungsgesetze entgegen: Nach @ 23 Satz 2 des Umstellungsge—

setzes hat ein Versicherter von dem Tage an, zu'dem zum ersten

Mal für ihn Lohnsteuer in Deutscher Mark einbehalten wird, zu
demselben Nennbetrag Beiträge zur Sozialversicherung zu ent—

richten wie bisher in Deutscher Mark° Zwar erfolgt die Bei—

tragsentrichtung zur Höherversicherung nicht im Lohnabzugsver—

fahren, sondern durch Verwendung von Beitragsmarken, jedoch

stellen diese Beiträge eine Ergänzung der Pflichtbeiträge dar°

Auch auf sie muß daher der Grundgedanke des Umstellungsge—

setzes angewandt werden: Beiträge und Leistungen vor dem Währungs—

stichtag sind für die betreffende Zeit in Reichsmark zu erbrin—

gen, nach dem Währungsstichtag in Deutscher Mark° Daraus folgt,

daß vorher in Reichsmark für die Zeit nach dem 20° Juni 1948

entrichtete Höherversicherungsbeiträge nur im Verhältnis 10 : 1
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angerechnet werden können, wie es die Beklagte getan hat
(ebenso Kommentar der Rentenversicherungsträger, 5„ Auflage,
S° 335; Sauerwein, Währungsreform und Sozialversicherung,

Die Sozialversicherung, 1949 So 82)°

Die Revision des Klägers war daher mit der Kostenfolge aus
@ 193 SGG zurückzuweiseno
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